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kenkassen über die Früherkennung von Krankheiten bei Kindern bis zur 

-

einen mit einer eindeutigen Screening-Identitätsnummer (Screening-
-

lage zu diesem Gesetz. Diese Screening-ID wird mit den Angaben nach 
§ 5 Absatz 2 aus der Screening-Karte an das Neugeborenen-Screening-

Neugeborenen-Screenings nach den „Kinder-Richtlinien“ als auch für 

(2) Die Personensorgeberechtigten des Neugeborenen sind von den 

Berlin in der Regel vor der Geburt des Kindes, spätestens aber vor der 
Durchführung des Neugeborenenstoffwechsel- und Hörscreenings 
eingehend unter Verwendung eines von der für das Gesundheitswesen 
zuständigen Senatsverwaltung einheitlich vorzugebenden Informati-
onsblattes zu Sinn, Zweck und Ziel des Neugeborenenstoffwechsel- 
und Hörscreenings und des Einladungswesens und Rückmeldeverfah-

Verarbeitung personenbezogener Daten, insbesondere die Verwen-
dung der Screening-ID, aufzuklären. Die Einwilligung in die Durch-
führung des Neugeborenenstoffwechsel- und Hörscreenings und die 
Aushändigung des Informationsblattes sind mit Unterschrift zumin-
dest eines Personensorgeberechtigten zu dokumentieren.

§ 4

Zentrale Stelle

(1) Bei der Charité-Universitätsmedizin Berlin wird eine Zentrale 
Stelle eingerichtet. Die Zentrale Stelle untersteht der Rechts- und 
Fachaufsicht der für das Gesundheitswesen zuständigen Senatsver-

-

Berlin, soweit sie nicht von anderen Stellen getragen werden.

(2) Die Zentrale Stelle führt das Einladungswesen und Rückmel-
-

lichen personenbezogenen Daten der betroffenen Kinder und deren 
Personensorgeberechtigten verarbeiten. Diese Daten dürfen nicht zu 
einem anderen als dem der Erhebung und Speicherung zugrunde lie-

-
beitet werden. Die Datenbestände der Zentralen Stelle sind getrennt 
von den sonstigen Datenbeständen der Charité-Universitätsmedizin 
Berlin zu halten und durch besondere technische und organisatori-

§ 5

Vertrauensstelle

(1) Bei der Zentralen Stelle wird eine Vertrauensstelle als räum-
lich, organisatorisch und personell getrennte Einheit eingerichtet. 
Sie hat die Aufgabe, die Nutzung der Screening-ID nach § 3 Ab-
satz 1 sowohl für das Neugeborenenstoffwechsel- und Hörscreening 
als auch für das Einladungswesen und Rückmeldeverfahren nach 

-
halb von vier Wochen nach der Geburt von den am Neugeborenen-

Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel I

Gesetz zur Förderung der Gesundheit von Kindern
und des Kinderschutzes

(Berliner Kinderschutzgesetz - KiSchuG)

Erster Teil

Allgemeines

§ 1

Inhalte und Ziele des Gesetzes 

(1) Kindern und Jugendlichen eine gesunde Entwicklung zu er-
möglichen und sie vor Gefährdungen für ihr Wohl zu schützen, ist 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Öffentliche Einrichtungen 
und Stellen sowie Einrichtungen und Dienste anderer Träger der ge-
sundheitlichen, sozialen und pädagogischen Betreuung und Förde-
rung von Kindern oder Jugendlichen haben im Rahmen ihrer Aufga-
ben und der bestehenden Gesetze darauf hinzuwirken, den 
Kinderschutz zu gewährleisten.

(2) Ziel des Gesetzes ist es, Kindern und Jugendlichen eine gesun-
de Entwicklung zu ermöglichen und sie vor Gefährdungen für ihr 
Wohl zu schützen. Dazu soll

1. die Inanspruchnahme der Früherkennungsuntersuchungen von 
Kindern mit Berliner Wohnsitz gesteigert,

2. die Früherkennung von Risiken für das Wohl und die Gesund-
heit von Kindern und Jugendlichen gefördert, 

-
förderung gesichert und 

4. die Kooperation in Angelegenheiten des Kinderschutzes zwi-
schen staatlichen Einrichtungen und Stellen sowie Einrichtun-
gen und Diensten anderer Träger der gesundheitlichen, sozialen 
und pädagogischen Betreuung und Förderung von Kindern oder 
Jugendlichen aufgebaut werden. 

§ 2 

Begriffsbestimmung

Im Sinne dieses Gesetzes ist 

1. Kind, wer noch nicht 14 Jahre alt ist,

3. Personensorgeberechtigter, wem allein oder gemeinsam mit ei-
ner anderen Person nach den Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuches die Personensorge zusteht.

Zweiter Teil

Teilnahme an Früherkennungsuntersuchungen

§ 3

Nutzung und Übermittlung 
der Screening-Identitätsnummer

(1) Zusammen mit dem gelben Untersuchungsheft für Kinder gemäß 
Anlage 1 der Richtlinien des Bundesausschusses der Ärzte und Kran-

Berliner Gesetz

zum Schutz und Wohl des Kindes

Vom 17. Dezember 2009
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werden der Dokumentationsbogen nach § 3 Absatz 1 Satz 1 und das 
Informationsblatt nach § 3 Absatz 2 Satz 1 von der Zentralen Stelle 
an die Personensorgeberechtigten verschickt.

(4) Ärztinnen und Ärzte, die eine Früherkennungsuntersuchung 

-
sundheitswesen zuständigen Senatsverwaltung einheitlich vorzuge-
benden Rückmeldebogens unverzüglich folgende Daten für Kinder 
mit Berliner Wohnsitz zu übermitteln:

1. die Screening-ID oder bei Nichtvorliegen der Screening ID die 

2. die Bezeichnung der durchgeführten Früherkennungsuntersu-
chung.

durchgeführt, sollen die Personensorgeberechtigten des untersuch-
ten Kindes sich die Untersuchung unter Angabe der in Satz 1 ge-
nannten Daten bescheinigen lassen (Untersuchungsbescheinigung) 
und die Bescheinigung der Zentralen Stelle übermitteln.

(5) Die Zentrale Stelle ermittelt durch Abgleich der nach den Absät-
zen 2 und 4 übermittelten Daten die Kinder, zu denen innerhalb einer 
angemessenen Frist nach Absendung der Einladung keine Untersu-
chungsbescheinigungen eingegangen sind. Sie übermittelt dem Ge-
sundheitsamt des Bezirkes, in dem sich der Hauptwohnsitz des Kindes 

dem Gesundheitsamt des Bezirkes, in dem sich der Wohnsitz des Kin-

und

2. die in Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 genannten Daten.

Die Übermittlung der Daten nach Satz 2 erfolgt schriftlich mit ver-

von Unbefugten zur Kenntnis genommen werden können.

-
rechtigten des nach Absatz 5 Satz 1 ermittelten Kindes nach schriftli-
cher Ankündigung unter Hinweis auf die Freiwilligkeit auf, um In-
halt und Zweck der Früherkennungsuntersuchungen zu erläutern 
(Hausbesuch). Ein Hausbesuch erfolgt nicht, wenn die Personensor-

-
lige Früherkennungsuntersuchung nicht durchgeführt worden ist und 
dem Gesundheitsamt keine Anhaltspunkte einer Kindeswohlgefähr-
dung vorliegen. Über den Hausbesuch ist ein Protokoll anzufertigen. 
Die Gesundheitsämter haben die ihnen von der Zentralen Stelle über-
mittelten und die sonstigen in diesem Zusammenhang gespeicherten 
personenbezogenen Daten spätestens drei Jahre nach ihrer Speiche-
rung zu löschen, soweit nicht im Einzelfall die Kenntnis der Daten 
für die Erfüllung der Aufgaben der Gesundheitsämter aus zwingen-
den Gründen über diesen Zeitpunkt hinaus erforderlich ist.

-
haltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder Ju-
gendlichen wahrgenommen und ist ein Tätigwerden erforderlich, 
um eine Gefährdungseinschätzung vorzunehmen oder eine Gefähr-
dung des Wohls eines Kindes oder Jugendlichen abzuwenden, und 

-
tet, dies unverzüglich dem zuständigen Jugendamt (Koordinations-
stelle Kinderschutz) mitzuteilen. Zu diesem Zweck übermittelt das 
Gesundheitsamt folgende Daten:

Im Zusammenhang mit der Übermittlung der Daten nach Satz 2 darf 
das Gesundheitsamt dem Jugendamt Namen, Anschriften, Telefon-
nummern und sonstige eine Kontaktaufnahme ermöglichende Daten 
übermitteln. Es ist sicherzustellen, dass die Daten nicht von Unbe-
fugten zur Kenntnis genommen werden können.

stoffwechsel- und Hörscreening teilnehmenden Kindern folgende 
Daten an die Vertrauensstelle:

1. die dem Kind zugeordnete Screening-ID,

2. Namen, Vornamen, Geburtsdatum des Kindes,

4. Anschrift eines Personensorgeberechtigten.

-

innerhalb einer angemessenen Frist vor Ablauf des in den „Kinder-
Richtlinien“ für die Untersuchungsstufe U4 festgelegten Untersu-
chungsintervalls an die Vertrauensstelle.

(4) Die Vertrauensstelle führt die Daten nach Absatz 2 und 3 zu-
sammen und übergibt den mit der Screening-ID gekennzeichneten 

(5) Die Vertrauensstelle darf die für ihre Aufgaben erforderlichen 
personenbezogenen Daten der betroffenen Kinder und deren Perso-
nensorgeberechtigten verarbeiten. Diese Daten dürfen nicht zu ei-
nem anderen als dem der Erhebung und Speicherung zugrunde lie-
genden Zweck weiterverarbeitet werden. Sie sind unverzüglich nach 
dem in Absatz 4 vorgesehenen Datenabgleich zu löschen.

Einladungswesen und Rückmeldeverfahren

(1) Die Zentrale Stelle hat die Aufgabe, die Teilnahme der Kinder an 

Früherkennungsuntersuchung der Untersuchungsstufen mit Beginn 

von ihrem Versichertenstatus zu sichern. Zu diesem Zweck ermittelt 
die Zentrale Stelle durch Abgleich mit den nach den Absätzen 2 und 4 
übermittelten Daten die Kinder, für die innerhalb einer angemessenen 
Frist vor Ablauf des in den „Kinder-Richtlinien“ für das Neugebore-

-

Karten oder keine Untersuchungsbescheinigungen nach Absatz 4 ein-
gegangen sind. Die Zentrale Stelle lädt die Personensorgeberechtigten 
der nach Satz 2 ermittelten Kinder ein, die Kinder zu den Früherken-
nungsuntersuchungen vorzustellen, und informiert dabei über Inhalt 
und Zweck der Früherkennungsuntersuchungen sowie den weiteren 
Verfahrensablauf bei Nichtteilnahme an der Früherkennungsuntersu-
chung (Einladung). Zugleich informiert die Zentrale Stelle die Perso-

-
ning-ID von der Vertrauensstelle ermittelt wurde, über Inhalt und 
Zweck des Neugeborenenstoffwechsel- und Hörscreenings.

elektronisch auf der Grundlage des Geburtsregistereintrags des Kin-

-

1. Vor- und Familiennamen,

2. frühere Namen,

4. Sterbetag,

5. Geschlecht,

-
sche Titel, Anschrift).

dem bestehenden Datensatz einschließlich Screening-ID zusammen 
und aktualisiert diesen. Nach Abschluss des Verfahrens für die letzte 
in den „Kinder-Richtlinien“ vorgesehene rückgemeldete Vorsorge-
untersuchung sind die Daten vollständig zu löschen.
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§ 10

Kooperationen, Netzwerke 

(1) Die für Jugend und Familie zuständige Senatsverwaltung hat 
die einheitliche Durchführung des Schutzauftrages bei Kindeswohl-
gefährdung durch die Kooperation zwischen allen für den Kinder-
schutz wichtigen Einrichtungen, Vereinigungen, Diensten und Insti-
tutionen sicherzustellen (Netzwerk Kinderschutz).

(2) Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung 
schließt im Benehmen mit der für Jugend und Familie zuständigen 

-
nisationen oder Einrichtungen des medizinischen Vorsorgesystems 
über die Kooperation im Bereich des Kinderschutzes. 

-
nation in Angelegenheiten des Kinderschutzes sicher. Jedes Jugend-

-
onsstelle Kinderschutz. 

(4) Die Koordinationsstellen Kinderschutz des Jugendamtes ha-
ben insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Sicherstellung der Kooperation zwischen allen für den Kinder-
schutz relevanten Einrichtungen, Vereinigungen, Diensten und 
Institutionen durch lokale Netzwerke Kinderschutz, 

-
schutz,

4. Dokumentation und Statistik. 

(5) Abweichend von Absatz 4 Nummer 1 sind die Koordinations-
stellen Kinderschutz der Gesundheitsämter für die Sicherstellung 
der Kooperation zuständig, soweit es sich um Einrichtungen des me-
dizinischen Vorsorgesystems handelt. Im Rahmen der Erfüllung der 
Aufgaben nach Absatz 4 kooperieren die Gesundheitsämter mit den 
Jugendämtern.

§ 11

Beratung und Weitergabe von Informationen bei Gefährdung
des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen

(1) Werden Personen, die einer Schweige- oder Geheimhaltungs-
-

wichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder eines Jugendlichen bekannt und ist eine genauere Einschätzung 
der Gefährdung nicht möglich oder reichen die eigenen fachlichen 

den Personensorgeberechtigten die Situation zu erörtern und soweit 
erforderlich bei ihnen auf die Inanspruchnahme geeigneter Hilfen 
hinzuwirken, soweit hierdurch der wirksame Schutz des Kindes 
oder des Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen außerhalb von Diens-
ten und Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe betraut sind, ge-
wichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung des Wohls eines Kindes 
oder Jugendlichen bekannt, so haben sie die Personensorgeberechtig-
ten über ihre Erkenntnisse zu informieren, soweit dadurch der wirksa-
me Schutz des Kindes oder Jugendlichen nicht in Frage gestellt wird.

(3) Die Personen nach Absatz 1 und 2 sind befugt, zur Einschät-
zung der Gefährdung des Wohls eines Kindes oder eines Jugendli-
chen oder zur Einschätzung der erforderlichen und geeigneten Hil-
fen eine insoweit erfahrene Fachkraft hinzuzuziehen und die dafür 
erforderlichen personenbezogenen Daten zu übermitteln. Vor einer 
Übermittlung an die insoweit erfahrene Fachkraft sind die Daten zu 
anonymisieren oder zu pseudonymisieren.

(4) Ist ein Tätigwerden erforderlich, um eine Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen abzuwenden, und sind 

mitzuwirken, so sind die in Absatz 1 und 2 genannten Personen be-
fugt, dem Jugendamt die dafür erforderlichen personenbezogenen 

-
chen Einladungswesen zu den Früherkennungsuntersuchungen er-
fasst, so können die Personensorgeberechtigten das Kind bei der 
Zentralen Stelle vom verbindlichen Einladungswesen für die Früh-

entsprechenden Nachweis darüber vorlegen.

Evaluation und Gesundheitsberichterstattung

(1) Zwei Jahre nach Beginn der Arbeit der Zentralen Stelle ist 
durch einen von der für das Gesundheitswesen zuständigen Senats-
verwaltung zu beauftragenden Dritten eine Evaluation durchzufüh-
ren. Die Evaluationsergebnisse sind in einem Bericht zusammenzu-
stellen und von der für das Gesundheitswesen zuständigen 
Senatsverwaltung zu veröffentlichen. Die Evaluation ist im Abstand 
von drei Jahren zu wiederholen. Grundlage sind anonymisierte Ein-
zeldaten aus folgenden Bereichen, und zwar:

-

Bezirken,

Hausbesuchen und

Ebene der Bezirke.

(2) Die nach Absatz 1 für die Evaluation bereitzustellenden Daten 

Dritter Teil

Regelungen zur Umsetzung des Netzwerkes Kinderschutz 

(1) Das Jugendamt, das Gesundheitsamt und das Sozialamt ge-
-

lagen, mit sozialer Benachteiligung oder individueller Beeinträchti-
gung frühzeitig durch Beratung auf Unterstützungsmöglichkeiten, 

Absatz 1 genannten Stellen Anbieter möglicher Hilfen und die für die in 
-
-

können die erforderlichen Informationen ausgetauscht werden, um 

Präventiver Kinderschutz

-
cher. Hierzu gehören besondere Angebote der Familienbildung, der 
Hausbesuch bei Erstgebärenden und bei Geburten unter belastenden 
Sozialverhältnissen innerhalb von sechs Wochen nach der Geburt, 
Information über und Vermittlung von Unterstützungsleistungen für 

-

mit den Geburtskliniken und anderen Trägern der gesundheitlichen, 
sozialen und pädagogischen Betreuung und Förderung von Kindern. 
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Artikel III

Änderung des Berliner Kammergesetzes

§ 4a Absatz 1 Satz 2 des Berliner Kammergesetzes in der Fassung 

1. In Nummer 4 wird das abschließende Wort „und“ durch ein 
Komma ersetzt. 

2. In Nummer 5 wird der Punkt durch das Wort „und“ ersetzt. 

Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten auf besondere Risiken für 

-
dern zu achten und, soweit dies erforderlich ist, auf Schutz- 

hierzu insbesondere mit anderen Berufen des Jugend-, Ge-
sundheits- und Sozialwesens und den Einrichtungen des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes und des Jugendamtes zu-
sammen.“

Artikel IV 

Änderung des Kindertagesförderungsgesetzes 

1. Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort „Tageseinrichtungen“ die 

b) Nach Satz 2 werden folgende Sätze 3 und 4 eingefügt:

-
-

die an der Untersuchung teilnehmen, unter Angabe von Na-
men, Anschrift und Geburtsdatum der Kinder und Namen 

darf nur die Daten zu den Kindern enthalten, deren Eltern in 
die Untersuchungen eingewilligt haben.“

2. Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Werden an einem Kind gewichtige Anhaltspunkte für die 
Gefährdung des Wohls wahrgenommen, die außerhalb des ver-

Sozialgesetzbuch ein sofortiges Handeln verlangen, so hat die 
-

person das zuständige Jugendamt unverzüglich hierüber in 
Kenntnis zu setzen. Im Übrigen wirken die Träger der Einrich-

zum Schutz und Wohl des Kindes und zur Unterstützung der 
Eltern ergriffen werden. Sie arbeiten hierzu mit den zuständigen 
Stellen der Bezirke zusammen und beteiligen sich an den loka-
len Netzwerken Kinderschutz.“

Artikel V

Änderung des Gesetzes über die Ausübung

Nach § 1 des Gesetzes über die Ausübung des Berufs der Hebam-

-
-

der § 1a eingefügt:

es sei denn, dass dadurch der wirksame Schutz des Kindes oder des 
Jugendlichen infrage gestellt wird.

§ 12

Krisenberatung

-
-

dachts auf Gefährdung des Wohls eines Kindes und eines Jugendli-
chen (Hotline Kinderschutz) sicher. Es ist von dem für den zentralen 
Krisen- und Notdienst für Kinder und Jugendliche zuständigen Ju-
gendamt zu betreiben.

§ 13

Persönliche Eignung 

im öffentlichen Gesundheitsdienst und bei der Zentralen Stelle täti-
gen Personen entsprechende Anwendung. Soweit Aufgaben des öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes durch Dritte wahrgenommen wer-

entsprechende Anwendung.

§ 14

Fortbildung

-
derschutzes für Bürgerinnen und Bürger, öffentliche Einrichtungen 
und Stellen sowie Einrichtungen und Dienste von Trägern der ge-
sundheitlichen, sozialen und pädagogischen Betreuung und Förde-
rung von Kindern und Jugendlichen sicher.

Vierter Teil

§ 15

Rechtsverordnungen

(1) Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit der für Hochschulen zustän-
digen Senatsverwaltung das Nähere zur Einrichtung, Finanzierung 
und Ausstattung der Zentralen Stelle nach § 3 durch Rechtsverord-
nung zu regeln.

(2) Die für das Gesundheitswesen zuständige Senatsverwaltung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung das Nähere zum Verfah-
ren, zur Verarbeitung personenbezogener Daten und zum Verfahren 
der Datenmeldungen sowie zur Durchführung des Datenabgleichs 
nach § 4 zu regeln.

Ausführungsvorschriften

Die für das Gesundheitswesen und die für Jugend und Familie 
zuständigen Senatsverwaltungen können gemeinsame Ausführungs-
vorschriften zu den Regelungen des Zweiten und des Dritten Teils 
erlassen.

Artikel II

Änderung des Gesundheitsdienst-Gesetzes

1. § 1 Absatz 3 Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe e wird das Semikolon durch ein Komma er-
setzt.

b) Folgender Buchstabe f wird angefügt:

-
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„15 Zentrale 
Stelle bei der 
Charité-Uni-
versitätsme-
dizin Berlin 

Familienna-
men,

Vornamen,

der Geburt,

Geschlecht,

Personensor-
geberechtigte
(Vor- und 
Familienna-
men,
Anschrift),

gegenwärtige
und frühere 
Anschriften,
Haupt- und 
Nebenwoh-
nung

Eintritt des 

Ereignisses 
nach Spalte 5 

Einladung von 
Kindern bis zur 

Durchführung von 

dem Berliner 
Kinderschutzgesetz 

folgenden 
Stichtagen: 

Änderung der Verordnung über die Untersuchungen durch den 
öffentlichen Gesundheitsdienst in Kindertageseinrichtungen

Die Verordnung über die Untersuchungen durch den öffentlichen 

1. In der Überschrift wird das Wort „Kindertageseinrichtungen“ 
-

stellen“ ersetzt. 

2. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Kin-
-

b) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt: 

„Abweichend von Satz 1 können zahnärztliche Untersu-

c) In Absatz 3 wird das Wort „Kindertageseinrichtung“ durch 

ersetzt.

d) In Absatz 5 werden die Sätze 3 und 4 aufgehoben.

3. In § 2 Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Kindertageseinrichtung“ 
-

le“ ersetzt.

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister

Harald W o l f

Bürgermeister

„§ 1a

Zusammenarbeit

Wohls eines Kindes vor, so wirken Hebammen und Entbin-

Wohl des Kindes und zur Unterstützung der Eltern erfolgen. Sie 

arbeiten hierzu mit den zuständigen Stellen der Bezirke zusam-

men und beteiligen sich an den lokalen Netzwerken Kinder-

Artikel VI

Änderung des Schulgesetzes

-

fügt:

„§ 5a

Zusammenarbeit zwischen Schule und Jugendamt

Werden der Schule gewichtige Anhaltspunkte für die Gefährdung 

des Wohls eines Kindes oder eines Jugendlichen bekannt, so geht 

die Schule im Rahmen ihres schulischen Auftrags den Anhaltspunk-

ten nach. Hält sie das Tätigwerden der Kinder- und Jugendhilfe für 

erforderlich, so hat sie das Jugendamt unverzüglich zu informieren. 

-

satz 3 Satz 1 des Schulgesetzes. Im Übrigen wirkt die Schule darauf 

Unterstützung der Eltern erfolgen. Sie arbeitet hierzu mit den zu-

ständigen Stellen der Bezirke zusammen.“

Artikel VII

Änderung des Gesetzes zur Ausführung des 

Kinder- und Jugendhilfegesetzes 

-

eingefügt:

Frühe Hilfen

Anwendung bei Bedarf bereits schwangeren Frauen angeboten wer-

den (Frühe Hilfen). Die für Jugend und Familie sowie die für das 

Gesundheitswesen zuständigen Senatsverwaltungen entwickeln auf-

Artikel VIII

Änderung der Verordnung zur Durchführung

wird folgende Nummer 15 angefügt:
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Anlage

(zu Artikel I § 3 Absatz 1 Satz 1)
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